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Eberhard Thiel

Etat der 

Kontinuität

Trotz voller Kassen widersteht 
der Bund der Versuchung, 

seine Ausgaben übermäßig zu 
erhöhen. In den ersten sieben 
Monaten des laufenden Jahres 
sind die Ausgaben nur um 9%  
gestiegen. Auch 1974 soll der 
Bundeshaushalt mit 10,5% die 
gleichen Wachstumsraten auf­
weisen wie das Bruttosozialpro­
dukt, das erstmalig über 1000 
Mrd. DM liegen wird. Unter Ein­
beziehung einiger bisher im Etat 
nicht aufgeführter Posten sieht 
der Haushaltsentwurf eine Aus­
gabensumme von 134,4 Mrd. 
DM vor.

Die Berücksichtigung der kon­
junkturellen Situation erfolgt so­
mit nicht etwa durch eine unter­
proportionale Zuwachsrate der 
Ausgaben: die letzte mehrjäh­
rige Finanzplanung sah für 1974 
sogar nur eine Erhöhung um 
8,5% vor. Vielmehr sollen die 
Steuermehreinnahmen zu einer 
Senkung des Nettokreditbedarfs 
auf 2,3 Mrd. DM und zu einer 
verstärkten Rücklagenbildung 
verwandt werden. Die Einnah­
menseite enthält aber noch 
einige Risiken, wie z. B. die an­
stehende Neuverteilung der An­
teile an der Mehrwertsteuer zwi­
schen Bund und Ländern; jede 
Umschichtung um einen Pro­
zentpunkt bedeutet dabei für 
den Bund einen Verlust von 0,56 
Mrd. DM.

Außerdem werden weiterhin 
partielle Steuersenkungen ge­
fordert werden. Es bleibt dabei 
fraglich, ob Erhöhungen des 
Grundfreibetrags und der Ab­
zugsgrenze für Sonderausgaben 
oder eine Ausdehnung der Pro­
portionalzone der Einkommen­
steuer gegen Lohnforderungen 
aufgerechnet werden können, 
um zur konjunkturellen Beruhi­
gung beizutragen. Überdies 
dürfte eine vor der generellen, 
auf eine ausgewogenere Be­
lastung abzielenden Steuerre­
form durchgeführte Entlastung 
bestimmter Einkommensgrup­
pen mit Sicherheit die Durch­
setzbarkelt von bald erforderli­
chen kompensierenden oder so­
gar darüber hinausgehenden 
Steuererhöhungen erschweren:

der Bereich der Mehrwertsteuer 
würde dabei anzusprechen sein.

Diese höheren Steuereinnah­
men sind zur Realisierung der 
angestrebten Ziele erforderlich, 
zumal eine relative Verminde­
rung des privaten Verbrauchs 
weiterhin programmiert ist. Die 
Debatten um inflations- und pro­
gressionsbedingte Steuermehr­
einnahmen und gerade um ver­
teilungspolitisch erwünschte Kor­
rekturen sollten das nicht über­
sehen.

Ein aus konjunkturpolitischen 
Gründen motivierbarer Gleich­
schritt mit dem Bruttosozialpro­
dukt kann somit nur ein Über­
gang sein. Gegenwärtig könn­
ten neue Akzente lediglich durch 
Umstrukturierungen in den Zu­
wachsraten der einzelnen Aus­
gabenarten gesetzt werden. Das 
ist aber nur begrenzt zu beob­
achten, wobei außerdem die 
Preissteigerungen relativierend 
wirken. Der investive Anteil der 
Bundesausgaben geht nominal 
zurück, so daß real wohl kaum 
mit Mehrleistungen gerechnet 
werden kann. Die für 1973 an­
gekündigte Stagnation In der 
Personalausstattung wird dage­
gen durch Stellenbewilligungen 
beendet.

Überdurchschnittliche Steige­
rungen weisen das Sozialressort 
mit höheren Zuschüssen zur 
Rentenversicherung und zur 
Kriegsopferversorgung auf und 
der Bildungs- und Forschungs- 
bereich. Von den vorgesehenen 
Minderausgaben werden beson­
ders die ursprünglich mit hoher 
Dringlichkeit versehenen Ge­
meinschaftsaufgaben betroffen, 
die nunmehr Verzögerungen er­
fahren werden.

Unter diesen Aspekten kann 
dieser Etat der Kontinuität nur 
begrenzt positiv bewertet wer­
den. Auch während Stabilltäts- 
krisen sollte das Ziel der Dyna­
misierung des Volumens und 
der Struktur des Etats beachtet 
werden. Auch die Bereitschaft, 
alternative Budgetstrukturen, 
aufgegliedert bis zur ressort- 
übergreifenden Projektebene, 
verstärkt zu diskutieren, sollte 
zunehmen.
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